
Von Hans-Werner Thieltges
_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

Bei Selbstständigen und Freibe-
ruflern ist die gesetzliche Kranken-
versicherung trotz aller bisherigen
Leistungseinschnitte beliebt. Rund
eineinhalb Millionen Unternehmer
sind Mitglied einer Krankenkasse.
Bei einer Gesamtzahl von knapp
4,2 Millionen also weit mehr als je-
der Dritte. Der zum Jahreswechsel
startende Gesundheitsfonds bringt
für sie nun eine scheinbar gute
Nachricht. „Anders als bei Ange-
stellten und Arbeitern steigt ihr
Beitragssatz nicht auf 15,5 Prozent,
sondern auf 14,9 Prozent“, so Ann
Marini, Sprecherin des GKV-Spit-
zenverbandes in Berlin.

Anlass zu ungetrübter Freude
besteht deshalb allerdings noch
lange nicht. Zum 1. Januar entfällt
nämlich gleichzeitig ihr Anspruch
auf Krankengeld. Dieses muss nun
gesondert abgedeckt werden – ent-
weder über einen neuartigen Wahl-
tarif der Kasse oder über eine Poli-
ce beim Privatversicherer. Doch
beide Alternativen haben ihre Tü-
cken.

Dass so viele Selbstständige und
Freiberufler Mitglied einer Kran-
kenkasse sind, hat einen Grund. Al-
leinverdiener können ihre Angehö-
rigen in der GKV kostenfrei mitver-
sichern. Bei privaten Anbietern
müssten sie für jedes Familienmit-
glied eine gesonderte Police ab-
schließen und unter dem Strich
deutlich mehr Geld aufwenden.
Dabei ist offenbar nebensächlich,
dass sie keinen Zuschuss von einem
Arbeitgeber erhalten. Ohnehin
werden sie ihren Beitrag nach dem
Willen des Bundesverfassungsge-
richts bald von der Steuer absetzen
können. Starten soll dies 2010, we-
gen der Finanzkrise könnte der Ter-
min aber vorgezogen werden.

Bislang hatten Selbstständige
und Freiberufler im Hinblick auf
ihr Krankengeld die freie Wahl.
Entweder sie versicherten sich zum
normalen Beitrag. Dann waren sie
bei einer längeren Erkrankung ähn-
lich jedem Angestellten ab der sieb-
ten Woche gegen Einkommensein-
bußen halbwegs gewappnet. Nur
die ersten eineinhalb Monate muss-
ten sie mit Erspartem über die Run-
den kommen. Oder sie verzichteten

ganz darauf und zahlten einen er-
mäßigten Beitrag. Einige Kassen
erlaubten gegen einen höheren
Obolus auch eine frühere Zahlung
von Krankengeld, meist ab der vier-
ten Woche.

Die Tagessätze waren aber stets
auf 70 Prozent des beitragspflichti-
gen Einkommens eines Angestell-
ten begrenzt. In diesem Jahr liegt
die Grenze bei monatlich 3600 Eu-
ro, umgerechnet macht das also 84
Euro am Tag. In der neuen Welt des
Gesundheitsfonds wird sich das än-
dern. Die Krankenkassen können
über ihre Tagegeldtarife nun weit-
gehend frei entscheiden.

So fällt beispielsweise die Be-
grenzung auf den bislang gesetzlich
festgelegten Höchstsatz weg. Wer
viel verdient, wird ab dem kom-
menden Jahr auch viel absichern

können. Entscheidend ist der Ein-
kommensteuerbescheid des Vorjah-
res. In welchem Umfang einzelne
Kassen von der neuen Möglichkeit
Gebrauch machen werden, die Be-
zugsdauer über die bisher verbind-
lichen 78 Wochen hinaus zu verlän-
gern, bleibt abzuwarten. Viele Un-
ternehmen werden ihre Tarife erst
im Dezember vorstellen.

Klar ist jedenfalls, dass sie im
Gegensatz zu den Privatversiche-
rern keine Gesundheitsprüfung
vorschreiben und Vorerkrankungen
nicht aus dem Versicherungsschutz
ausklammern dürfen. Damit sind
die Kassen gegenüber den Tarifen
der privaten Krankenversicherer
eindeutig im Vorteil. Denn Versi-
cherungsschutz gegen Verdienst-
ausfall wird es bei ihnen auf jeden
Fall geben. Dazu sind sie gesetzlich
verpflichtet. Es spielt also über-
haupt keine Rolle, ob ein Kunde an
Diabetes oder einer Herzerkran-
kung leidet. In der PKV würde er in
einem solchen Fall kaum eine Poli-
ce bekommen.

Doch dafür müssen bei den Tage-
geldtarifen der GKV andere Nach-
teile in Kauf genommen werden.
Akzeptiert ein Versicherter das An-
gebot, so bindet er sich automatisch
für drei Jahre an seine Kasse. Ent-
scheidet er sich zu einem Wechsel,
weil ein anderes Unternehmen mit
günstigeren Konditionen lockt,
muss er zunächst einmal eine zwei-
monatige Kündigungsfrist einhal-
ten. Beim neuen Versicherer setzt
der Versicherungsschutz fürs Tage-
geld aber erst nach einer zumeist
viermonatigen Wartezeit ein. Wer
also im Dezember sein Kündi-
gungsschreiben losschickt, ist ein
halbes Jahr lang nicht gegen Ver-
dienstausfall abgesichert.

Viel Zeit lassen die Unterneh-
men auch ihren Bestandskunden

nicht. Wer bei seinem Versicherer
bleibt, muss sich in der Regel noch
bis zum Jahresende für oder gegen
das Angebot entscheiden. Kommt
er zu spät, setzt auch für ihn die
viermonatige Karenzzeit ein. Aller-
dings gibt es auch Ausnahmen, wie
Thorsten Jakob von der Barmer Er-
satzkasse erklärt: „Wegen der Fei-
ertage haben wir die Frist bis zum
31. Januar verlängert.“

Doch nicht nur Fristen und Ter-
mine könnten den Kunden zu schaf-
fen machen. Bei der Techniker
Krankenkasse zahlt ein 35-jähriger
Selbstständiger für 80 Euro Kran-
kengeld ab der siebten Woche nach
dem neuen Wahltarif ab 2009 einen
Monatsbeitrag von 23,20 Euro. Bei
der DAK müsste er für die Tarifstaf-
fel 82 Euro noch drei Euro draufle-
gen. Und so manche kleinere Be-
triebs- oder Innungskrankenkasse
dürfte noch deutlich mehr verlan-
gen. Beim Privatversicherer HUK-
Coburg gibt es denselben Schutz
hingegen schon für 16 Euro, aller-
dings mit Gesundheitsprüfung.
Dies zeigen Berechnungen des Frei-
burger Beratungsunternehmens
kvpro.de (siehe Tabelle).

Doch leichtfertig sollte man sich
von den niedrigen Prämien der pri-
vaten Anbieter nicht beeindrucken
lassen. Denn auch hier kommt es
am Ende darauf an, was für das ge-
zahlte Geld geboten wird. So be-
richtet Gerd Güssler, Geschäftsfüh-
rer bei kvpro.de, von deutlichen
Leistungsunterschieden: „Bei man-
chen Anbietern sind schwanger-
schaftsbedingte Erkrankungen vom
Versicherungsschutz ausgenom-
men, bei anderen der Verdienstaus-
fall nach einem durch Alkohol ver-
ursachten Unfall.“ Ein paar Euro
Ersparnis können sich dann schnell
zu einem großen Ärgernis aus-
wachsen. Aus dem Gleichgewicht: Ein Unfall kann Planungen über den Haufen werfen. Absicherung ist dann besonders wichtig

SO VIEL KOSTEN 10 EURO KRANKENTAGEGELD AB DER VIERTEN WOCHE *

Gesellschaft Tarif Beitrag Gesellschaft Tarif Beitrag

Hallesche FKT22 4.88 DKV TN3/22 5.52

Alte Oldenburger KTS3 5.48 HUK-Coburg KT3 6.16

Mannheimer FKT22 6.10 LKH 
Landeskrankenhilfe

T03 6.30

HUK-Coburg KT3 6.12 Mannheimer FKT22 6.82

Continentale-Europa V22 6.22 Alte Oldenburger KTS3 6.86

DKV TN3/22 6.48 Continentale-
Europa

V22 7.73

LKH
Landeskrankenhilfe

T03 6.50 Allianz 4621 7.80

Central ETF21 7.20 Concordia KT22 8.20

LVM KT22 7.93 ARAG 36 8.30

Allianz 4621 8.12 Inter TSN21 8.52

* Monatsbeitrag besonders günstiger Anbieter für Selbstständige/Freiberufl er, Eintrittsalter 35 Jahre, Quelle: kvpro.de

Finanzielles Polster für
die Tage der Genesung
Ab Januar kommenden Jahres müssen Selbstständige und Freiberufler ihr Krankengeld
selbst versichern. Die Krankenkassen legen dafür spezielle Wahltarife auf. Private
Angebote sind zwar meist günstiger, aber nicht unbedingt besser
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_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

„Manche Anbieter
knüpfen ihren 
Versicherungsschutz
an Bedingungen.“

GERD GÜSSLER, Geschäftsführer 
von kvpro.de

_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _
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Von Frank Stocker
_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

Rohöl ist billig wie lange nicht
mehr. Der Benzinpreis ist daher
deutlich gesunken, Heizöl ist deut-
lich günstiger geworden – nur die
Stromproduzenten scheinen davon
nichts mitbekommen zu haben. Sie
wollen in den kommenden Wochen
die Preise drastisch erhöhen. Nach
einer Analyse des Onlineportals
Toptarif.de werden zum 1. Januar
210 Versorger ihre Strompreise um
durchschnittlich 8,6 Prozent anhe-
ben. Ein durchschnittlicher Vier-
Personen-Haushalt mit einem Jah-
resverbrauch von 4000 kWh im Jahr
müsste damit rund 74 Euro jährlich
mehr bezahlen. Konkurrent Veri-
vox.de zählt sogar über 300 Strom-
anbieter, die die Preise erhöhen,
und hat einen durchschnittlichen
Anstieg der Preise um zehn Prozent
errechnet.

In jedem Fall sind Millionen
Deutsche betroffen. Am stärksten
trifft es die Kunden der Stadtwerke
Dettelbach in Bayern, die fast 21
Prozent mehr zahlen sollen. Aber
auch größere Versorger, wie bei-
spielsweise die Stadtwerke in Mün-
chen, Bochum oder Offenbach lan-
gen kräftig zu und erhöhen ihre

Preise um fünf bis zehn Prozent.
Auch RWE hat bereits angekün-
digt, zum 1. April den Grundversor-
gungstarif seiner beiden wichtigs-
ten Regionalversorger um 6,8 Pro-
zent anzuheben, Eon verlangt ab
Februar neun Prozent mehr.

Zur Begründung verweisen die
Stromanbieter darauf, dass sie
Stromlieferungen üblicherweise
lange im Voraus am Terminmarkt
erwerben. Für die Stromversor-
gung im kommenden Jahr hätten sie
damit im Sommer begonnen, also in
einer Zeit, als die Energiepreise ih-
ren Höchststand erreichten. Daher
könnten die Preise nun nicht paral-
lel zum Ölpreis sinken, sondern
müssten sogar noch steigen.

Allerdings ist der Ölpreis nur ein
Faktor, von dem der Strompreis ab-
hängt. Mindestens ebenso wichtig
sind Angebot und Nachfrage. Und
hier herrscht eine Schieflage. Denn
nach wie vor beherrschen die vier
Branchenriesen (Eon, RWE, Vat-
tenfall und EnBW) rund 80 Prozent
der Kapazitäten zur Stromerzeu-
gung. Sie machen sich gegenseitig
keine Konkurrenz und können den
Preis weitgehend frei bestimmen.

Verbraucher können sich dage-
gen nur wehren, indem sie den An-

bieter wechseln. Dies ist seit eini-
gen Jahren möglich und denkbar
einfach. Der Kunde teilt dabei dem
neuen Stromlieferanten nur den ge-
wünschten Wechseltermin, Zähler-
nummer und Zählerstand sowie
den Namen des örtlichen Versor-
gers und seine Kundennummer mit.
Der neue Lieferant organisiert alles
Weitere. Der Kunde bekommt da-
bei vom Wechsel nichts mit und
muss auch nicht befürchten, dass ir-
gendwann der Strom vorüberge-
hend gekappt wird.

Den in seiner Region günstigsten
Anbieter finden Stromkunden im
Internet über Vergleichsportale wie
Toptarif, Verivox, Tarifvergleich
oder Wer-ist-billiger. Dabei ist auch
ein Vertragsabschluss über diese
Portale möglich, die dafür dann ei-
ne Provision erhalten. Damit finan-
zieren sie ihre Dienste. Allerdings
sollten Kunden nicht nur auf den
günstigsten Preis achten, sondern
auch das Kleingedruckte lesen, wo
manchmal Vorkasse oder lange Ver-
tragsbindungen gefordert werden.
Auch sollten wechselwillige Strom-
verbraucher darauf achten, wie der
Preisvorteil aussieht, wenn sie den
oft gewährten einmaligen Bonus
herausrechnen.

Strompreise steigen um bis zu 21 Prozent
Verbraucher können mit Wechsel des Anbieters viel Geld sparen


